
In der Alten Oper in Frankfurt wurden
dem Publikum schon früher große
Schauspielkünste geboten. Selten aber

fielen dargestellte Harmonie auf der Büh-
ne und die Dramatik hinter den Kulissen
krasser auseinander als am vergangenen
Mittwoch.

Gerade noch hatten sich die Führer
Europas vor den Festgästen in trauter Ein-
tracht präsentiert und in ihren Reden den
scheidenden Präsidenten der Europäi-
schen Zentralbank (EZB), Jean-Claude
Trichet, gepriesen, da flogen in einem
Seitentrakt die Fetzen. Leider, so erklärte
die deutsche Bundeskanzlerin den ver-
dutzten Herren, könne sie beim EU-Gip-
fel am folgenden Sonntag keine Entschei-
dung über den Euro-Rettungsschirm tref-
fen. Sie müsse erst grünes Licht vom
 Bundestag erhalten. Da dies nicht zu er-
warten sei, regte Angela Merkel (CDU)
an, das Treffen der 27 Staats- und Regie-
rungschefs zu verschieben.

Das komme überhaupt nicht in Frage,
protestierte EU-Ratspräsident Herman
Van Rompuy, schon aus Rücksicht auf die
anderen Mitgliedstaaten. „Das ist die letz-
te Ausfahrt von der Autobahn“, echauf-
fierte sich Frankreich Staatspräsident Ni-
colas Sarkozy. „Wenn wir zu keiner Ent-
scheidung kommen, dann sind wir tot.“

Es half alles nichts, Ende voriger Wo-
che stand fest, dass die Entscheidungen
verschoben würden. Murrend musste die
Mehrheit der EU den Deutschen folgen.

Nun zeigt sich: Die bundesrepublika-
nische Version, für mehr Demokratie in
Europa zu sorgen, macht die Euro-Kri-
senpolitik noch komplizierter als bisher
schon. Zum Druck, den die Finanzmärkte
auf die Akteure in Brüssel und in den
Hauptstädten ausüben, kommen noch po-
litische Zwänge in Berlin hinzu.

Zu besichtigen ist ein klassischer Kon-
flikt zwischen den Ansprüchen an flexi-
bles Regierungshandeln auf der einen und

parlamentarischer Kontrolle auf der an-
deren Seite. Die Bundesregierung braucht
Handlungsspielraum, um zusammen mit
den Kollegen aus den Partnerländern auf
krisenhafte Zuspitzungen an den Finanz-
märkten schnell reagieren zu können.

Mit der gleichen Berechtigung verlangt
der Bundestag, dass sein Recht auf Kon-
trolle des Haushalts nicht unterlaufen wird.
Schließlich jongliert die Bundes regierung
mit astronomischen Summen, die – sollten
sie tatsächlich einmal fällig werden – den
finanziellen Handlungsspielraum kommen-
der Generationen empfindlich einengen.

Ursache für die Komplikation ist zum
einen ein Verfassungsgerichtsurteil, das
dem Bundestag weitgehende Mitsprache-
rechte bei Krisenmaßnahmen einräumt.
Mitschuld trägt aber auch die Bundes -
regierung selbst. Um den Euro-Skepti-
kern in den eigenen Reihen die Zustim-
mung zu den Rettungsfonds abzuringen,
ließ sie zu, dass sich das Parlament weit
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gegenüber der Regierung ist so groß, dass
sie noch einmal in großer Runde beraten
wollten. Solange es keinen deutschen
Text gebe, werde er die Abgeordneten
nicht zusammenrufen, sagte Brüderle.
Kauder sah es genauso. 

Am Donnerstagmorgen fanden die Par-
lamentarier zunächst die englische Fas-
sung in ihren E-Mail-Eingängen. Niemand
brauchte eine Übersetzung, um zu erken-
nen, dass die entscheidende Frage nicht
beantwortet war: Wie sollen die Mittel
des Rettungsschirms genutzt werden, um
die größtmögliche Wirkung zu entfalten?
Eine Frage, die – weil noch nicht grund-
sätzlich entschieden – nicht in den Richt-
linien geregelt worden war.

Kauder und Brüderle wussten, dass sie
damit nicht vor ihre Fraktionen treten
konnten. Und so sprach der Unionsfrak-
tionschef mit Merkel und machte ihr klar,
dass es unter diesen Umständen keine
Zustimmung geben werde. Früher wur-
den strittige Fragen oft erst auf dem Gip-
fel entschieden. Aber dieses Verfahren
geht ausgerechnet in der Krise nicht mehr,
weil Deutschland künftig für ein Ja zu
solchen Beschlüssen erst die Zustimmung
des Parlaments einholen muss.

Merkel erwog, den Gipfel ganz abzu-
sagen. Sie wollte sich die Demütigung
 ersparen, vor ihren Kollegen erklären zu
müssen, dass sie als Regierungschefin
nichts entscheiden könne.

Die Folge war ein beispielloses Durch-
einander. Den ganzen Donnerstag über
telefonierte Ratspräsident Van Rompuy

mit Merkel und Sarkozy, um einen Aus-
weg aus der Bredouille zu finden. Als die
ersten Medien berichteten, Merkel wolle
den Gipfel ganz absagen, meldeten sich
erbost andere Mitgliedstaaten. Vor allem
Italien und Spanien beschwerten sich. Es
könne nicht sein, dass die einen ihre
Hausaufgaben machten und radikale
Sparprogramme auflegten, um die Märk-
te zu beruhigen, Berlin aber durch seine
Entscheidungsprozesse die Anleger ver-
unsichere.

Van Rompuy setzte schließlich durch,
dass sich Staats- und Regierungschefs wie
geplant am Sonntag treffen. Die Entschei-
dung über den Rettungsschirm soll aber
erst an diesem Mittwoch, bei einem zwei-
ten Treffen der 17 Euro-Regierungen, fal-
len – wenn sich denn Deutschland und
Frankreich bis dahin einigen. Gutes Kri-
senmanagement sieht anders aus, ein
überzeugendes Signal an die Märkte auch.

Statt den lange ersehnten Befreiungs-
schlag zu liefern, gab sich Europa in der
vergangenen Woche der Lächerlichkeit
preis. EU-Ratspräsident Van Rompuy
musste beim chinesischen Premierminis-
ter Wen Jiabao anrufen und den für An-
fang dieser Woche terminierten EU-Chi-
na-Gipfel absagen. US-Präsident Barack
Obama mahnte in einer Videokonferenz
mit Merkel und Sarkozy, sie mögen sich
im Interesse einer funktionierenden Welt-
ökonomie doch bitte schnell einigen. 

Das desaströse Bild Europas lastet Lu-
xemburgs Premier Jean-Claude Juncker
nicht zuletzt Deutschland an. „Das Orga-
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mehr Einfluss genehmigte als von den
Karlsruher Richtern verlangt. Der Haus-
haltsausschuss darf nun bei nahezu jeder
Maßnahme des Rettungsschirms mitre-
den, und zwar frühzeitig.

Doch gleich die erste Bewährungs -
probe der neuen Krisenprozedur erwies
sich als problematisch. Bislang beschlos-
sen die Staats- und Regierungschefs auf
den EU-Gipfeln Maßnahmen, die an-
schließend in den nationalen Parlamen-
ten bestätigt werden mussten. Nun, so se-
hen es die neuen deutschen Gesetze vor,
müssen die Vertreter Deutschlands den
Weisungen des Parlaments folgen. Die
Folge: Bei wichtigen Beschlüssen muss
die Kanzlerin gleichsam mit gefesselten
Händen in die Verhandlungen gehen. 

Wozu das führt, zeigte vergangene Wo-
che der Konflikt zwischen Deutschland
und Frankreich um die Ausgestaltung des
Rettungsschirms EFSF. Die Regierungen
beider Länder stritten erbittert, wie seine
Finanzkraft verstärkt werden kann, da
mischten sich die Vorleute des deutschen
Parlaments ein. Der Erste war am Mitt-
wochmorgen FDP-Fraktionschef Rainer
Brüderle. Er gab zu Protokoll, seine Ab-
geordneten würden sich erst mit dem Gip-
fel befassen, wenn klar sei, was überhaupt
beschlossen werden solle. Brüderle hatte
mit seinem Unionskollegen Volker Kau-
der vereinbart, die Abgeordneten der
Koa lition am Freitag zu einer Sondersit-
zung zusammenzurufen.

Das wäre nicht zwingend gewesen,
aber das Misstrauen der Parlamentarier
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nisationstempo in Berlin ist langsamer als
in den anderen Hauptstädten“, klagt Jun-
cker. Er habe ja durchaus Verständnis für
das Königsrecht des Bundestags, sagt der
Euro-Gruppen-Chef, „aber das darf nicht
dazu führen, dass die EU nicht in der ge-
botenen Schnelligkeit reagieren kann“.

Schon fürchten die Euro-Retter, dass
solche Doppelgipfel wegen der Deut-
schen künftig zur Regel werden könnten.
„Der Bundestag kann nicht alles bis ins
Detail vorher beschließen, weil manch-
mal auf den Gipfeln bis zuletzt verhan-
delt wird“, sagt Juncker.

Andere sehen die Gefahr, dass sich wei-
tere Parlamente ein Beispiel am Bundes-
tag nehmen und ähnliche Ansprüche stel-
len. „Wenn ein solch schwieriger parla-
mentarischer Prozess in den 16 anderen
Euro-Staaten oder auch nur in den ande-
ren Triple-A-Ländern stattfindet“, warnt
der deutsche EU-Kommissar Günther
Oettinger, „dann ist Europa nicht mehr
ausreichend handlungsfähig.“

Eine Lösung des Problems ist nicht in
Sicht. Es war bislang häufig der Fall, dass
Deutschland, Frankreich und andere Part-
ner in wichtigen Fragen unterschiedliche
Interessen hatten. Europa ist auf Kom-
promissen gebaut, die oft erst in letzter
Minute auf Gipfeln gefunden wurden. An-
ders hätte sich die EU nicht weiterent -
wickeln können.

Das Parlament konnte früher diesen
Gipfelergebnissen nur zustimmen – oder
die komplizierte Einigung platzen lassen.
Ausgerechnet bei der Euro-Rettung ist
dieses Prinzip anscheinend außer Kraft
gesetzt. Der Bundestag will sein wichtigs-
tes Instrument, das Budgetrecht, nicht
ein fach delegieren. Daher ist es richtig,
dass er auf Mitbestimmung vor wichtigen
Entscheidungen pocht. 

Auf der anderen Seite kommt es gera-
de in Krisensituationen auf Schnelligkeit
an. Für langwierige demokratische Pro-
zeduren ist manchmal keine Zeit. Das ist
ein Problem, für das es im komplizierten
Gefüge der europäischen Union, in der
das EU-Parlament nicht dieselben Rechte
wie eine nationale Volksvertretung be-
sitzt, keine saubere Lösung gibt. 

Und so führt die neue deutsche Rechts-
lage zu einer paradoxen Situation. Der
Bundestag hat beim EFSF zwar mehr
Rechte, sein grundsätzliches Dilemma
aber ist geblieben. Früher handelte die
Regierung auf Gipfeln die Kompromisse
aus, jetzt muss sie es vorher tun. Für die
Abgeordneten hat sich im Prinzip nichts
geändert: Lehnen sie die Vereinbarung
ab, dann gibt es keine Einigung in
Europa – was ein politisches Desaster für
die Regierung wäre. 

Es gibt nun eine neue Hürde in der
deutschen Europapolitik, aber nicht un-
bedingt mehr Demokratie.

RALF NEUKIRCH, CHRISTIAN REIERMANN, 
CHRISTOPH SCHULT

SPIEGEL: Herr Altmaier, auf dem Höhe-
punkt der Euro-Krise müssen die euro-
päischen Staats- und Regierungschefs Ent-
scheidungen verschieben, weil sich der
Bundestag nicht richtig eingebunden
fühlt. Wird der deutsche Parlamentaris-
mus zur Gefahr für unsere Währung? 
Altmaier: Ich kann Ihnen versichern, dass
die vergangenen Tage zu den schwierigs-
ten in meinem politischen Leben gehör-
ten. Die deutsche Politik steckt im Mo-
ment in einem extremen Spannungsfeld.
Auf der einen Seite müssen 17 Eurostaa-
ten zum Teil unter großem Zeitdruck Ent-
scheidungen fällen, um die gemeinsame
Währung stabil zu halten. Andererseits
greifen diese Entscheidungen oft tief in
das nationale Haushaltsrecht ein, weswe-
gen die deutschen Abgeordneten zu Recht
auf Mitsprache pochen. Was wir gerade 

Das Gespräch führten die Redakteure Peter Müller und
René Pfister.

erleben, ist eine völlig neue Situation in
der deutschen Parlamentsgeschichte.
SPIEGEL: Wie kann man die Beteiligung
des Parlaments gewährleisten, ohne der
Kanzlerin allen Verhandlungsspielraum
in Brüssel zu nehmen?
Altmaier: Wir haben ja versucht, mit dem
Gesetz über die Parlamentsbeteiligung
eine vernünftige Balance zu finden. Ne-
ben Plenarentscheidungen gibt es die
Möglichkeit, dass der Haushaltsausschuss
über bestimmte Fragen abstimmt, außer-
dem wurde ein Vertrauensgremium ein-
gerichtet, um Fragen, die die Finanzmärk-
te in Unruhe versetzen, vertraulich bera-
ten zu können. Aber wir erleben jetzt,
dass selbst dieser Konsens von der Oppo-
sition wieder aufgekündigt wird.
SPIEGEL: Aber damit hat sie doch recht.
Als der Bundestag vor gut drei Wochen
über den Rettungsschirm abstimmte, hat
die Regierung Instrumente wie Finanz -
hebel noch als reine Spekulation abgetan.

Deutschland
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CDU-Politiker Altmaier: „Völlig neue Situation in der Parlamentsgeschichte“

S P I E G E L - G E S P R Ä C H

„Den Laden zusammenhalten“
Unionsfraktionsgeschäftsführer Peter Altmaier, 53, 

über die Mühen des Parlamentarismus in Zeiten der Euro-Krise
und die Grenzen der Gewissensfreiheit für Abgeordnete


